
 

 

Ihre Steuerkanzlei informiert.

SCHAUFENSTER

STEUERN
10/2017

Termine
Steuern und Sozialversicherung

Außergewöhnliche
Belastungen
Änderung bei Ermittlung zumutbarer Belastung

Nachzahlungszinsen
Höhe ist verfassungsgemäß

Hank und Partner mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

74523 Schwäbisch Hall

Telefon: 0791/950310

info@hank-und-partner.de

Sehr geehrte Mandanten,

immer wieder hört man von dem Vorurteil, dass es in der Finanzver-

waltung chaotisch zugeht und es an der nötigen Abstimmung fehlt.

Aber machen Sie sich selber ein Bild:

In 11/2014 wurde im Rahmen einer parlamentarischen Anfrage gefragt,

wie bei Fahrzeugen mit Wechselkennzeichen die private Nutzungsbe-

steuerung zu erfolgen hat.

Die Antwort des BMF: „Kann ein Gesellschafter-Geschäftsführer als

Arbeitnehmer gleichzeitig mehrere Dienstwagen (…) privat nutzen, so

ist (…) grundsätzlich für jedes Fahrzeug ein pauschaler Nutzungswert

anzusetzen. Ausnahmen hiervon sind nur dann möglich, wenn die zur

Verfügung gestellten Kraftfahrzeuge durch Personen, die zur Privat-

sphäre des Arbeitnehmers gehören, nicht genutzt werden. Diese Aus-

nahmen können auch in Fällen der Nutzung eines Wechselkennzei-

chens vorliegen.“

Im Ergebnis eine sehr logische Auffassung, denn wenn ein Fahrzeug

das Wechselkennzeichen gerade nicht trägt, kann es schließlich auch

nicht privat genutzt werden. Dennoch sieht es die OFD Frankfurt/Main

in einem Erlass vom 18.5.2017 anders. Darin heißt es: „Gehören zum

Betriebsvermögen eines Steuerpflichtigen mehrere Kraftfahrzeuge, die

dieser alle auch für private Zwecke nutzt, ist für jedes dieser Kraft-

fahrzeuge eine Entnahme anzusetzen. Dies gilt auch bei Einsatz eines

Wechselkennzeichens.“

Zugegebenermaßen handelt es sich einmal um einen Arbeitnehmer

und einmal um einen Unternehmer, jedoch kann dies aus unserer Sicht

nicht eine solche Ungleichbehandlung rechtfertigen. Wahrscheinlicher

ist, dass nicht genau genug recherchiert wurde - und prompt hat man

zwei gegenläufigen Meinungen aus der Finanzverwaltung.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.10.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.10. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Oktober 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Oktober 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.10.2017.

Anmerkung: Anlässlich des Lutherjahres ist der 31.10. ausnahmsweise 

in ganz Deutschland Feiertag.

Außergewöhnliche Belastungen: Änderung bei  
Ermittlung zumutbarer Belastung 

Abweichend von der bisherigen, durch die Rechtsprechung gebilligten 

Verwaltungsauffassung hat der Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Ur-

teil vom 19.01.2017 (VI R 75/14) entschieden, die Regelung des § 33 

Absatz 3 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) sei so zu verstehen, 

dass die bei den außergewöhnlichen Belastungen zu berücksichtigen-

de zumutbare Belastung stufenweise zu berechnen ist. Hierauf weist 

das Bundesfinanzministerium (BMF) hin.

Abhängig von der Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte, der in § 33 

Absatz 3 Satz 1 EStG in drei Stufen gestaffelt ist, werde die zumutbare 

Belastung anhand eines Prozentsatzes ermittelt, schreibt das Ministe-

rium weiter. Bislang werde die zumutbare Belastung bei Überschreiten 

einer dieser Stufen immer unter Zugrundelegung des Prozentsatzes 

der höheren Stufe berechnet. Künftig werde bei der Berechnung der 

zumutbaren Belastung nur noch der Teil des Gesamtbetrags der Ein-

künfte mit dem höheren Prozentsatz belastet, der die jeweilige Stufe 

übersteigt.

Durch die stufenweise Berechnung sei insgesamt eine niedrigere zu-

mutbare Belastung von den geltend gemachten außergewöhnlichen 

Belastungen abzuziehen. Im Ergebnis könne diese Berechnung auf der 

Grundlage des BFH-Urteils zu einem höheren steuerlichen Abzug der 

außergewöhnlichen Belastungen – und damit zu einer niedrigeren Ein-

kommensteuer – führen.

Die geänderte Berechnungsweise soll laut BMF möglichst umgehend 

schon im Rahmen der automatisierten Erstellung der Einkommen-

steuerbescheide Berücksichtigung finden. Sollte die geänderte Berech-

nungsweise im Einzelfall noch nicht berücksichtigt worden sein, emp-

fehle sich gegebenenfalls das Einlegen eines Einspruchs.

Bundesfinanzministerium, PM vom 01.06.2017

Nachzahlungszinsen: Höhe ist verfassungsgemäß

Das Finanzgericht (FG) Münster hält die Höhe der Nachzahlungszinsen 

von sechs Prozent in den Jahren 2012 bis 2015 für noch verfassungs-

gemäß.

Die Kläger sind Eheleute. Für das Streitjahr 2011 wurden sie im De-

zember 2013 zur Einkommensteuer veranlagt, nachdem sie die Steu-

ererklärung im Februar desselben Jahres abgegeben hatten. Bezüglich 

des Streitjahres 2010 änderte das Finanzamt die Steuerfestsetzung im 

Januar 2016, nachdem ihm weitere Beteiligungseinkünfte des Klägers 

mitgeteilt worden waren. Aus beiden Einkommensteuerbescheiden 

ergab sich eine nachzuzahlende Einkommensteuer, für die das Finanz-

amt jeweils (Nachzahlungs-)Zinsen festsetzte. Insgesamt waren von 

den Klägern für die Monate April 2012 bis Dezember 2015 Zinsen zu 

zahlen. Die Kläger legten gegen die Zinsfestsetzungen Einspruch ein 

und machten unter anderem geltend, die Höhe der Verzinsung sei an-

gesichts der andauernden Niedrigzinsphase fernab der Realität und 

damit verfassungswidrig. Das Finanzamt wies die Einsprüche zurück.

Die hiergegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Die gesetzliche 

Verzinsungsregelung sei verfassungsgemäß. Mit der Festlegung eines 

festen Zinssatzes von 0,5 Prozent pro Monat beziehungsweise sechs 

Prozent pro Jahr für Steuernachzahlungen und Steuererstattungen 
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habe der Gesetzgeber den Rahmen für eine verfassungsrechtlich zu-

lässige Typisierung nicht überschritten, meint das FG. Die Marktzinsen 

hätten sich in den Jahren 2012 bis 2015 auch nicht in einer Weise ent-

wickelt, dass der Zinssatz nicht mehr als hinreichend realitätsgerecht 

anzusehen sei. Denn in diesem Zeitraum hätten die Mittelwerte aus 

den Marktzinsen für Darlehen sowie für Anlagen zwischen 4,49 Pro-

zent und 3,66 Prozent gelegen. Es handele sich um eine Typisierung 

über einen sehr langen Zeitraum. Der Gesetzgeber habe den Zinssatz 

seit seiner Einführung trotz erheblicher Zinsschwankungen in beide 

Richtungen nicht geändert.

Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Streitfrage hat das FG die Revi-

sion zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 17.08.2017, 10 K 2472/16

Aufteilung der Gesamtschuld: Antrag kann nicht 
zurückgenommen werden 

Ein Antrag auf Aufteilung der Einkommensteuerschuld kann bis zum 

Eintritt der Bestandskraft des Aufteilungsbescheids nicht zurückge-

nommen werden. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Baden-Württem-

berg klar.

Der Kläger und seine zum Verfahren beigeladene (Ex-)Frau leben seit 

Juni 2011 getrennt und sind seit Februar 2013 geschieden. Beide Ehe-

leute erzielten im Streitjahr 2010 Einkünfte aus nichtselbstständiger 

Arbeit und wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Im 

Rahmen der Zusammenveranlagung stellte der Kläger mit Zustim-

mung der Beigeladenen einen Antrag auf Aufteilung der Steuerschuld 

nach §§ 268 ff. der Abgabenordnung (AO). Die Gesamtschuld aus der 

Einkommensteuerfestsetzung 2010 teilte das beklagte Finanzamt mit 

Aufteilungsbescheid nach dem Verhältnis der Beträge auf, die sich bei 

getrennter Veranlagung zur Einkommensteuer ergeben hätten. Dies 

führte dazu, dass die Steuerschuld in voller Höhe auf den Kläger entfiel.

Gegen den Aufteilungsbescheid legte der Kläger Einspruch ein und er-

klärte, er nehme mit Zustimmung der Beigeladenen seinen Antrag auf 

Aufteilung der Steuerschuld zurück. Das Finanzamt wies den Einspruch 

als unbegründet zurück, da die Vorschriften über die Aufteilung einer 

Gesamtschuld nach §§ 268ff. AO die Möglichkeit, dass der Schuldner 

den Aufteilungsantrag zurücknehme, nicht vorsähen.

Die hiergegen erhobene Klage blieb erfolglos. Das FG verneinte die 

höchstrichterlich noch nicht geklärte Frage, ob ein einmal gestellter 

Antrag auf Aufteilung der Steuerschuld im Sinne des § 268 AO bis 

zum Eintritt der Bestandskraft des Aufteilungsbescheids vom Steuer-

pflichtigen wieder zurückgenommen werden könne. Es folgte damit 

der Auffassung des Niedersächsischen FG (Urteil vom 05.11.2013, 15 

K 14/13). Die Vorschriften über die Aufteilung einer Gesamtschuld (§§ 

268 bis 280 AO) sähen die Möglichkeit, dass der Schuldner den Auftei-

lungsantrag zurücknimmt, nicht vor. Unter welchen Voraussetzungen 

ein Aufteilungsbescheid geändert werden könne, sei abschließend in 

§ 280 Absatz 1 AO geregelt, der vorliegend unstreitig nicht erfüllt sei.

§ 280 AO sei eine für den Bereich der Aufteilungsbescheide insgesamt 

abschließende Korrekturnorm, die als einzige Ausnahme Änderungen 

wegen offenbarer Unrichtigkeiten (§ 129 AO), nicht jedoch die Rück-

nahme des Antrags auf Aufteilung vorsehe. Der Anwendungsbereich 

des § 280 AO sei dabei nicht auf bestandskräftige Aufteilungsbeschei-

de beschränkt. Beim Antrag auf Aufteilung der Gesamtschuld nach § 

268 AO handele es sich zudem um die Ausübung eines verwaltungs-

rechtlichen Gestaltungsrechts, das sich ebenso wie die Ausübung 

schuldrechtlicher Gestaltungsrechte unmittelbar rechtsgestaltend 

auf das Steuerschuldverhältnis auswirke, was es rechtfertige, wie bei 

diesen (zum Beispiel der Aufrechnung nach § 226 AO) von einer Un-

widerruflichkeit und Unwiederholbarkeit der Gestaltungserklärung 

auszugehen.

Gegen das Urteil hat der Kläger Revision beim Bundesfinanzhof einge-

legt (VI R 14/17). 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 14.02.2017, 11 K 370/15

Investmentfonds: Grundlegende Änderung der  
Besteuerung ab 2018

Über eine grundlegende Änderung der Besteuerung für Investment-

fonds ab dem 01.01.2018 unterrichtet das Bundeszentralamt für 

Steuern (BZSt) aktuell auf seinen Internetseiten. So unterlägen In-

vestmentfonds aufgrund des am 01.01.2018 in Kraft tretenden Invest-

mentsteuerreformgesetzes (InvStRefG) vom 19.07.2016 ab 2018 mit 

ihren inländischen Dividenden, inländischen Immobilienerträgen so-

wie sonstigen inländischen Einkünften der Körperschaftsteuer.
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Die Höhe des Steuerabzugs kann laut BZSt auf 15 Prozent des Kapital-

ertrages reduziert werden, wenn der zum Abzug der Kapitalertragsteu-

er verpflichteten Person (Entrichtungspflichtiger) eine Bescheinigung 

vorliegt, in der die zuständige Finanzbehörde den Status als Invest-

mentfonds bestätigt (so genannte Statusbescheinigung). Die Ertei-

lung von Statusbescheinigungen für ausländische Investmentfonds, 

die keine inländischen Immobilienerträge erzielen, falle in die Zustän-

digkeit des BZSt. Der Antrag auf Erteilung einer Statusbescheinigung 

stehe auf dem Formularserver der Bundesfinanzverwaltung ab sofort 

zur Verfügung. Auch für ausländische Investmentfonds gelte, dass die 

Kapitalertragsteuer (inklusive Solidaritätszuschlag) mit rechtzeitiger 

Vorlage der Statusbescheinigung beim Entrichtungspflichtigen (letz-

te inländische auszahlende Stelle) nur mit einem Steuersatz von 15 

Prozent erhoben wird. Dies entspreche der Steuerbelastung, die in den 

meisten Doppelbesteuerungsabkommen für Dividenden aus Streube-

sitz vorgesehen ist. Die Erstattung der Kapitalertragsteuer an auslän-

dische Investmentfonds nach § 50d Einkommensteuergesetz sei in 

diesen Fällen meist nicht mehr erforderlich.

Einkünfte eines Investmentfonds unterlägen nicht der Besteuerung, 

soweit bei Zufluss der Einkünfte Anleger beteiligt sind, die steuerbe-

günstigt sind, fährt das BZSt fort. Die Vergleichbarkeit steuerbegüns-

tigter ausländischer Anleger sei durch eine vom BZSt auszustellende 

Bescheinigung (Befreiungsbescheinigung) nachzuweisen. Der Antrag 

auf Erteilung einer Befreiungsbescheinigung stehe auf dem Formular-

server der Bundesfinanzverwaltung ab sofort zur Verfügung.

Gegenüber Spezial-Investmentfonds und deren Anlegern seien die Be-

steuerungsgrundlagen gesondert und einheitlich festzustellen. Han-

delt es sich um ausländische Spezial-Investmentfonds, hätten diese 

nach Ablauf des Geschäftsjahres beim BZSt eine Erklärung zur geson-

derten und einheitlichen Feststellung abzugeben.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 04.09.2017

Nießbrauchsbestellung zugunsten studierenden  
Kindes: Kein Gestaltungsmissbrauch 

Es stellt keinen Gestaltungsmissbrauch dar, wenn eine Mutter ihrer 

Tochter zur Finanzierung des Studiums den Nießbrauch an einem ver-

mieteten Grundstück bestellt. Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-

Württemberg entschieden.

Die verheirateten Kläger haben eine Tochter, die seit Oktober 2011 

studiert. Um ihrer Tochter die Mittel zur Bestreitung ihres Lebensun-

terhalts während des Studiums bereitzustellen, räumte die Mutter 

(Klägerin) mit notariell beurkundetem Vertrag ihrer Tochter ab dem 

01.01.2013 einen bis zum 31.12.2017 befristeten, unentgeltlichen 

Nießbrauch an einem bebauten Grundstück ein. Alleineigentümerin 

dieses Grundstücks ist die Klägerin, die es seit 1996 an ihren Mann 

(Kläger) für dessen Handwerksbetrieb vermietet hatte. Seit dem 

01.01.2013 vermietet die Tochter das Betriebsgebäude an ihren Vater, 

der es unverändert für seine gewerbliche Tätigkeit nutzt und die Miet-

zahlungen als Betriebsausgaben geltend macht. Die Mieteinnahmen 

stehen in voller Höhe der Tochter zu, die alle Lasten des Grundstücks 

trägt. Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung der Kläger für das 

Jahr 2013 erkannte das Finanzamt die Bestellung des Nießbrauchs zu-

gunsten der Tochter steuerlich nicht an, da insoweit ein Gestaltungs-

missbrauch im Sinne des § 42 der Abgabenordnung (AO) vorliege. 

Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg. Das FG entschied, dass 

die Einkünfte aus der Vermietung des Betriebsgrundstücks der Tochter 

und nicht der Klägerin zuzurechnen sind. Die im Streitjahr 2013 bereits 

volljährige Tochter habe auf der Grundlage des zivilrechtlich wirksam 

begründeten Nutzungsrechts (Nießbrauch) die rechtliche Macht, das 

Grundstück entgeltlich auf Zeit zur Nutzung zu überlassen. Sie sei wäh-

rend des Zeitraums, für den der Nießbrauch bestellt wurde (fünf Jahre), 

in der Disposition über den Gegenstand des Nutzungsrechts in keiner 

Weise beschränkt. Am 01.01.2013 habe sie auf der Grundlage dieses 

Nutzungsrechts einen – ebenfalls zivilrechtlich wirksamen – Mietver-

trag über die gewerblichen Räume mit dem Kläger geschlossen.

Diese zivilrechtliche Gestaltung sei nicht im Sinne des § 42 AO miss-

bräuchlich und daher auch steuerrechtlich anzuerkennen. Ziel der Ge-

staltung sei es, die Tochter während ihres Studiums mit den nötigen 

finanziellen Mitteln auszustatten. Bereits vor Bestellung des Nieß-
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brauchs seien die Kosten für Miete und Nebenkosten sowie Studi-

engebühren von dem Konto der Klägerin beglichen worden, auf dem 

auch die Mietzahlungen für die Gewerbeimmobilie eingingen. Nach 

Bestellung des Nießbrauchs und Abschluss des Mietvertrages mit der 

Tochter erhalte diese die Mieteinnahmen direkt. Es stehe den Eltern 

frei, zu entscheiden, ob sie zum Zwecke der Gewährung von Unter-

halt dem Kind Barmittel überlassen oder ob sie ihm – auch befristet 

– die Einkunftsquelle selbst übertragen. Wenn sie sich aus steuerlichen 

Gründen für Letzteres entscheiden, führe allein dies nicht dazu, dass 

die zugrunde liegende rechtliche Gestaltung als unangemessen anzu-

sehen wäre. Auch Angehörigen dürften ihre Rechtsverhältnisse unter-

einander steuerlich möglichst günstig gestalten.

Der steuerliche Vorteil der Gestaltung bestehe hier im Wesentlichen 

darin, dass die Vermietungseinkünfte unter Berücksichtigung der steu-

erlichen Progression niedriger oder – falls der Grundfreibetrag nicht 

überschritten werden sollte – überhaupt nicht besteuert werden. Die 

Verlagerung von Einkünften aus einem Wirtschaftsgut auf Familien-

angehörige mit geringerem Steuersatz widerspreche allerdings nicht 

den Wertungen des Gesetzgebers. Die Mietaufwendungen seien be-

reits in der Vergangenheit beim Kläger als Betriebsausgaben steuer-

lich abzugsfähig gewesen. Mit der gewählten Gestaltung seien daher 

keine steuerlich nicht abzugsfähigen Unterhaltsaufwendungen in den 

Bereich des Betriebsausgabenabzugs verlagert worden. 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 13.12.2016, 11 K 

2951/15, rechtskräftig

Entgelte für Abwasser und Abfall unterliegen auch 
künftig nicht der Mehrwertsteuer

Auch weiterhin müssen auf die Entgelte für Abwasser und Abfall keine 

19 Prozent Mehrwertsteuer zugeschlagen werden. Auf Antrag des Lan-

des Berlin haben die Finanzminister der Bundesländer am 22.06.2017 

mehrheitlich gegen den Bund entschieden, dass die Endverbraucher 

auch künftig nicht zusätzlich belastet werden.

Das Bundesfinanzministerium hatte vorgesehen, dass ab 2021 immer 

dann Umsatzsteuer auf die bislang steuerfreien Entgelte für Abwas-

ser und Abfall hätte aufgeschlagen werden müssen, wenn die betref-

fenden Gemeinden zivilrechtliche „Preise“ in Rechnung stellen statt 

öffentlich-rechtlicher „Gebühren“ per Gebührenbescheid zu erheben. 

Hätte sich der Bund durchgesetzt, wäre nach Angaben der Berliner Se-

natsverwaltung für Finanzen in ganz Deutschland das System ins Rut-

schen gekommen, weil Unternehmen geringfügig entlastet worden 

wären. Denn die Abwasser- beziehungsweise Müllentsorgungsbetrie-

be wären dann vorsteuerabzugsberechtigt geworden. Dadurch wäre 

der Nettopreis geringfügig gesunken. Dies hätte dazu geführt, dass in 

vielen Gemeinden Druck entstanden wäre, auf zivilrechtliche Preise 

umzustellen. Die privaten Endverbraucher aber wären dann durch 19 

Prozent Umsatzsteuer zusätzlich belastet worden.

Berlin habe aber durchsetzen können, dass weiterhin der Anschluss- 

und Benutzungszwang im Mittelpunkt der rechtlichen Einordnung 

stehen muss. Denn dadurch gebe es keinen Wettbewerb zwischen pri-

vaten und öffentlichen Anbietern. Deshalb könne es auch keine Markt-

verzerrung geben, wenn keine Umsatzsteuer anfällt. 

Ob öffentlich-rechtliche Gebühren erhoben oder zivilrechtliche Prei-

se berechnet werden, entschieden in den meisten Bundesländern die 

Kommunen allein, erläutert die Berliner Senatsverwaltung für Finan-

zen. Entscheide sich eine Gemeinde für Gebühren, sei der Aufwand 

größer. Deshalb hätten viele Kommunen – einschließlich Berlins – 

schon vor längerer Zeit auf zivilrechtliche Preise umgestellt. Nachteile 

für die Kunden sollten damit nicht verbunden sein. Durch die aktuelle 

Entscheidung bleibe es jetzt auch dabei. 

Senatsverwaltung für Finanzen Berlin, PM vom 22.06.2017
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Arbeitnehmer

Bei der Entsendung ins Ausland kann der Chef den 
Steuerberater übernehmen

Werden von einem Unternehmer häufig Mitarbeiter ins Ausland ent-

sandt, vereinbart er mit ihnen einen Nettoverdienst und trägt er für sie 

die Steuerberatungskosten hinsichtlich der steuerlichen Auswirkun-

gen, so handelt es sich dabei – steuerlich gesehen – um einen Vorteil 

der Arbeitnehmer. 

Der wird allerdings überlagert durch das Interesse des Arbeitgebers, 

das sich unter anderem darin widerspiegelt, Arbeitnehmer „für die aus 

betrieblichen Erwägungen erforderliche Auslandstätigkeit zu motivie-

ren“. Die Übernahme der Steuerberatungskosten für die Erstellung der 

Einkommensteuererklärung diene der Ermittlung des zutreffenden Ar-

beitslohns, da die Einkommensteuererstattung in die Ermittlung des 

steuerpflichtigen Arbeitslohns einbezogen werde. Die Ermittlung des 

zutreffenden Arbeitslohns sei unzweifelhaft Aufgabe des Arbeitgebers, 

sagt das FG Rheinland-Pfalz. 

FG Rheinland-Pfalz, 1 K 1605/14 vom 21.12.2016

Atemwegserkrankung eines Karosseriemeisters wird 
als Berufskrankheit entschädigt

Berufskrankheiten stehen unter dem Schutz der gesetzlichen Un-

fallversicherung. Eine solche Berufskrankheit ist unter anderem eine 

durch chemisch-irritativ oder toxisch wirkende Stoffe verursachte 

obstruktive Atemwegserkrankung. Bei der Prüfung der Kausalität 

zwischen Schadstoffexposition und Atemwegserkrankung ist zu be-

rücksichtigen, dass die Versicherten in dem gesundheitlichen Zustand 

geschützt sind, in dem sie mit dem gefährdenden Stoff konfrontiert 

werden. Eine vorliegende Krankheitsanlage des Versicherten stehe da-

her der Ursächlichkeit der Gefahrstoffexposition nicht entgegen, so 

das Landessozialgericht (LSG) Hessen. 

Nachdem es in dem Berufungsverfahren eines Karosserie- und Fahr-

zeugmeisters einen entsprechenden Hinweis erteilt hatte, erkannte 

die Berufsgenossenschaft die Atemwegserkrankung des mittlerweile 

erwerbsunfähigen Mannes – der beruflich über viele Jahre entsprechen-

den Gefahrstoffen ausgesetzt war – als Berufskrankheit Nr. 4302 an. 

Der 1967 geborene Mann war seit seinem 16. Lebensjahr als Karosse-

rie- und Fahrzeugmeister im Karosseriebau tätig. Dabei war er unter 

anderem Lösungsmitteldämpfen, Motorenabgasen und Stäuben aus-

gesetzt. Bereits im Alter von 37 Jahren wurde bei ihm eine schwere ob-

struktive Atemswegserkrankung mit Lungenemphysem diagnostiziert. 

Ferner wurde bei ihm ein Alpha-1-Antitrypsin-Mangel festgestellt. 

Dieser genetisch bedingte Enzym-Mangel bewirkt, dass die körperei-

gene Abwehr nicht nur eindringende Bakterien zerstört, sondern auch 

das umgebende gesunde Gewebe.

Die Berufsgenossenschaft lehnte den Antrag des Mannes auf Anerken-

nung einer Berufskrankheit ab. Die Atemwegserkrankung sei nicht mit 

der erforderlichen Wahrscheinlichkeit ursächlich auf seine berufliche 

Tätigkeit zurückzuführen. Der zeitliche Bezug zwischen der beruflichen 

Tätigkeit und der Erkrankung sei nicht dokumentiert. Ferner seien der 

Enzym-Mangel und der Nikotinkonsum des Klägers konkurrierende 

Faktoren hinsichtlich der Atemwegserkrankung.

Das Sozialgericht (SG) wies – nach Einholung von Sachverständigen-

gutachten – die Klage ab. Es sei nicht hinreichend wahrscheinlich, dass 

die berufliche Exposition die Atemwegserkrankung verursacht habe. 

Der Mann legte hiergegen Berufung ein. 

Im Verfahren vor dem LSG erfolgten weitere Ermittlungen insbe-

sondere zur Gefahrstoffexposition und deren Auswirkung auf den an 

Alpha-1-Antitrypsin-Mangel erkrankten Kläger. Dabei wurde festge-

stellt, dass der erkrankte Mann mehr als 18 Jahre chemisch-irritativen 

oder toxisch wirkenden Stoffe knapp unterhalb des MAK-Grenzwertes 

(= maximale Arbeitsplatzkonzentration in der Luft am Arbeitsplatz) 

ausgesetzt war. Am Arbeitsplatz des Mannes habe keine adäquate Ab-

saugung bestanden, Atemschutz sei nicht getragen worden. Zudem 

würden die MAK-Grenzwerte nur für gesunde, nicht aber für kranke 

Personen gelten. Die Gefahrstoffexposition sei zumindest als gleich-

wertig mit dem Zigarettenkonsum des Mannes anzusehen.

Das LSG wies die Beteiligten sodann darauf hin, dass nach dem Recht 

der gesetzlichen Unfallversicherung der Versicherte in dem gesund-

heitlichen Zustand geschützt sei, in dem er mit dem gefährdenden 

Stoff konfrontiert werde. Daher könne die Kausalität zwischen der 

berufsbedingten Gefahrstoffexposition und der Atemwegserkrankung 

nicht unter Verweis auf die beim Kläger festgestellte Krankheitsanla-

ge – den Enzymmangel – verneint werden. Die Gefahrstoffexposition 

sowie der Zigarettenrauch seien zudem für die Atemwegserkrankung 
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gleichermaßen (mit)ursächlich gewesen, sodass auch der Tabakkon-

sum der Anerkennung der Berufskrankheit nicht entgegenstehe.

Zudem machte das LSG deutlich, dass hinsichtlich der Berufskrank-

heit Nr. 4302 keine Mindestdosis festgeschrieben sei, welche für die 

Anerkennung überschritten sein müsse. Ferner hätten nach den Fest-

stellungen der Sachverständigen aufgrund des genetisch bedingten 

Enzymmangels des Klägers die beruflichen Gefahrstoffeinwirkungen 

auch ohne den Tabakkonsum zu dessen Atemwegserkrankung geführt.

Nach diesen gerichtlichen Ausführungen habe die Berufsgenossen-

schaft die Atemwegserkrankung des Klägers als Berufskrankheit Nr. 

4302 anerkannt. Der inzwischen erwerbsunfähige Mann werde nun-

mehr von der Berufsgenossenschaft mit einer Rente entschädigt. Da-

mit habe das Verfahren ohne gerichtliche Entscheidung beendet wer-

den können, so das LSG abschließend.

Landessozialgericht Hessen, PM vom 18.07.2017 zu L 3 U 59/13

Isolierter Tinnitus kann nicht Folge eines  
Arbeitsunfalls sein

Ein beschwerdefreies Intervall von rund drei Wochen zwischen einem 

Unfall und dem erstmaligen Vorbringen des Verunfallten zu bestimm-

ten Beschwerden (hier: Ohrgeräusche) sprechen gegen den Unfall als 

Ursache der Beschwerden. Unter anderem mit dieser Begründung hat 

das Sozialgericht (SG) Karlsruhe die Anerkennung eines „isolierten 

traumatischen Tinnitus“ als Folge eines Arbeitsunfalls abgelehnt.

Der Kläger erlitt am 20.10.2014 als Fahrer eines Motorrollers auf ei-

ner Fahrt für seinen Arbeitgeber einen Verkehrsunfall mit Prellung der 

rechten Knies, Verstauchung und Zerrung des rechten Sprunggelenks 

und oberflächlichen Schürfwunden. Der erstversorgende Arzt vernein-

te eine Gehirnerschütterung. Erstmals rund drei Wochen nach dem 

Unfall gab der Kläger seit dem Unfall bestehende Ohrgeräusche und 

Schwindelerscheinungen an. Nach medizinischer Sachaufklärung lehn-

te die beklagte Berufsgenossenschaft die Zahlung von Verletztengeld 

über den 31.03.2016 hinaus ab, weil die orthopädisch-chirurgischen 

Unfallfolgen bereits seit November 2015 folgenlos ausgeheilt seien. 

Die fortbestehende Tinnitusproblematik sei nicht mit Wahrscheinlich-

keit auf das Unfallereignis zurückzuführen.

Die deswegen zum SG Karlsruhe erhobene Klage hatte keinen Erfolg. 

Ein Anspruch auf Zahlung von Verletztengeld aus Mitteln der gesetz-

lichen Unfallversicherung setzte unter anderem voraus, dass der Ver-

sicherte „infolge“ eines Arbeitsunfalls arbeitsunfähig krank sei. Nach 

dem Ergebnis der vom Gericht eingeholten medizinischen Sachver-

ständigengutachten seien die Ohrgeräusche, weswegen der Kläger 

weiterhin arbeitsunfähig krank sei, nicht mit Wahrscheinlichkeit ur-

sächlich auf den Arbeitsunfall vom Oktober 2014 zurückzuführen.

Dagegen spreche bereits das beschwerdefreie Intervall von rund drei 

Wochen zwischen dem Unfall und dem erstmaligen Beschwerdevor-

bringen des Klägers in Bezug auf Ohrgeräusche. Außerdem setze ein 

traumatischer Tinnitus nach medizinisch-wissenschaftlichem Erkennt-

nisstand zwingend den hier nicht gegebenen Nachweis weiterer un-

fallbedingter Störungen des Innenohrs in Form von Hörminderung 

oder eines Schädigung des Gleichgewichtsorgans voraus. Den isolier-

ten traumatischen Tinnitus gebe es nicht.

Es sei auch keine unfallbedingte psychische Ursache der geklagten 

Ohrgeräusche erwiesen.

Sozialgericht Karlsruhe, Urteil vom 28.07.2017, S 1 U 2602/16, nicht 

rechtskräftig

Taxifahrer: Signalisierung der Arbeitsbereitschaft im 
Drei-Minuten-Takt unzumutbar

Ein Taxiunternehmen darf von einem bei ihm als Arbeitnehmer be-

schäftigten Taxifahrer nicht verlangen, während des Wartens auf 

Fahrgäste alle drei Minuten eine Signaltaste zu drücken, um seine Ar-

beitsbereitschaft zu dokumentieren. Das hat das Arbeitsgericht (ArbG) 

Berlin entschieden.

Ein Taxifahrer hatte seinen Arbeitgeber auf Arbeitsvergütung in Höhe 

des Mindestlohns für so genannte Standzeiten verklagt. Das Taxa-

meter des vom Taxifahrer genutzten Taxis hat die Besonderheit, dass 

nach einer Standzeit von drei Minuten ein akustisches Signal ertönt. 

Der Fahrer hat nach dem Ertönen des Signals zehn Sekunden Zeit, eine 

Taste zu drücken. Tut er dies, wird seine Standzeit vom Taxameter als 

Arbeitszeit aufgezeichnet. Drückt er den Knopf nicht, wird die darauf 

folgende Standzeit nicht als Arbeits-, sondern als unbezahlte Pausen-

zeit erfasst.



Schaufenster Steuern Mandantenbrief HANK und PARTNER mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

Schwäbisch Hall 9

Der Taxifahrer meint, ihm sei das Betätigen der Signaltaste nicht zu-

mutbar und auch nicht immer möglich gewesen. Das verklagte Taxiun-

ternehmen war nur bereit, die vom Zeiterfassungssystem als Arbeits- 

oder Bereitschaftszeit erfasste Zeit zu vergüten.

Das ArbG hat dem Taxifahrer überwiegend Recht gegeben. Stand-

zeiten und sonstige Zeiten, in denen ein Taxifahrer bereit sei, einen 

Fahrauftrag auszuführen, seien Arbeitsbereitschaft oder jedenfalls Be-

reitschaftsdienst und deshalb mindestlohnpflichtig. Die vom Taxiun-

ternehmen getroffene Regelung bezüglich des Signalknopfes verstoße 

gegen das Bundesdatenschutzgesetz. Dieses verbiete eine unverhält-

nismäßige Erfassung von Daten des Taxifahrers. Das Interesse des 

Arbeitgebers, die Arbeitsbereitschaft des Taxifahrers zu kontrollieren, 

erfordere keine so enge zeitliche Überwachung.

Abgewiesen hat das ArbG die Klage allerdings im Umfang der gesetzlich 

vorgeschriebenen Ruhepausen. Der Taxifahrer sei verpflichtet gewesen, 

diese einzuhalten. Dies sei ihm auch möglich gewesen, da er den Beginn 

und die Dauer der Ruhepausen selbst bestimmen habe können.

Gegen das Urteil kann das Taxiunternehmen Berufung beim Landesar-

beitsgericht Berlin-Brandenburg einlegen. 

ArbG Berlin, Urteil vom 10.08.2017, 41 Ca 12115/16, nicht rechtskräftig

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz: Wer nicht 
arbeiten, aber doch kassieren will

Steht fest, dass es einem Stellenbewerber gar nicht darum geht, die 

von einem Unternehmen angebotene Stelle zu besetzen, sondern dass 

er, weil er mit einer Ablehnung rechnet, viel lieber ein „Schadenersatz“ 

vom Unternehmer kassieren möchte, so hat er sich geschnitten. 

Der Arbeitgeber braucht diese aufgrund des Allgemeinen Gleichstel-

lungsgesetzes (AGG) praktizierte Finte nicht zu entgelten, obwohl der 

Unternehmer im hier entschiedenen Fall tatsächlich gegen die Regeln 

des AGG verstoßen hatte, da er nur eine „nette weibliche Stelle“ aus-

geschrieben hatte. Da der Mann aber weder nach seiner beruflichen 

Qualifikation noch nach seinem unqualifizierten „Bewerbungsschrei-

ben“ als neutraler Bewerber für die Stelle geeignet erschien und bei 

weiterer Prüfung vergleichbare Verfahren mit seiner Beteiligung nach-

gewiesen werden konnten, ging er leer aus. 

AmG München, 173 C 8860/16 vom 24.11.2016

Beschränkt Steuerpflichtige: Abzugsbeschränkung 
von Vorsorgeaufwendungen europarechtswidrig?

Das Finanzgericht (FG) Köln hat Bedenken, ob es mit der europäischen 

Niederlassungsfreiheit vereinbar ist, wenn Altersvorsorgeaufwendun-

gen bei beschränkt Steuerpflichtigen nicht einkommensmindernd be-

rücksichtigt werden. Es hat deswegen dem Europäischen Gerichtshof 

(EuGH) mehrere Fragen zum Ausschluss des Sonderausgabenabzugs 

bei beschränkter Steuerpflicht (§ 50 Absatz 1 Satz 3 Einkommensteu-

ergesetz – EStG – 2008) zur Entscheidung vorgelegt.

Der Kläger, ein deutscher Staatsbürger, hatte im Streitjahr 2008 sei-

nen Wohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt in Belgien. Er unterlag 

dort der unbeschränkten (belgischen) Einkommensteuerpflicht. Für 

seine selbstständige Tätigkeit als Rechtsanwalt einer internationalen 

Kanzlei benötigte er eine deutsche Rechtsanwaltszulassung. Dadurch 

war er Pflichtmitglied im Versorgungswerk der Rechtsanwälte Nord-

rhein-Westfalen. Aus seiner Rechtsanwaltstätigkeit erzielte er Ein-

künfte in mehreren Staaten. Über die Hälfte der Einkünfte wurden in 

Deutschland erzielt und hier im Rahmen der (deutschen) beschränkten 

Steuerpflicht der Einkommensteuer unterworfen. Dabei versagte das 

beklagte Finanzamt den Abzug der Beiträge an das Versorgungswerk 

und an eine private deutsche Rentenversicherung. In Belgien war ein 

steuermindernder Abzug im Ergebnis ebenfalls nicht möglich. 

Das FG Köln hält die Entscheidung des Finanzamtes zwar nach deut-

schem Recht für zutreffend. Es hat aber europarechtliche Bedenken 

gegen die deutsche Rechtslage. Daher hat es im Wege eines Voraben-

tscheidungsersuchens beim EuGH nachgefragt, ob die nur gebiets-

fremde Steuerpflichtige treffende Benachteiligung in § 50 Absatz 1 

Satz 3 EStG 2008 mit der Niederlassungsfreiheit vereinbar ist.

Zwar befänden sich gebietsansässige und gebietsfremde Steuerpflich-

tige im Hinblick auf die Einkommensteuer grundsätzlich nicht in ei-

ner vergleichbaren Situation. Daher sei der Ausschluss bestimmter 

Steuervergünstigungen bei beschränkter Steuerpflicht regelmäßig 

gerechtfertigt. Dies gelte nach der Rechtsprechung des EuGH jedoch 

nicht für Aufwendungen, die in einem unmittelbaren Zusammenhang 

mit einer im betroffenen Mitgliedstaat (hier: Deutschland als «Quel-

lenstaat») ausgeübten steuerpflichtigen Tätigkeit stünden. Für solche 

Aufwendungen müsse auch der Quellenstaat grundsätzlich einen Ab-
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zug ermöglichen. Im vorgelegten Fall sei insbesondere fraglich, ob die 

«Pflichtbeiträge» an das Versorgungswerk in einem hinreichenden Zu-

sammenhang zur auch in Deutschland ausgeübten und dort besteuer-

ten Tätigkeit stünden. 

Das Verfahren ist beim EuGH unter dem Aktenzeichen C-480/1 anhängig.

Finanzgericht Köln, Beschluss vom 03.08.2017, 15 K 950/13

Besteuerung einer Abfindung bei Trennung im  
gegenseitigen Einvernehmen

Entschädigungen, die gewährt worden sind als Ersatz für entgangene 

oder entgehende Einnahmen, können regelmäßig tarifermäßigt be-

steuert werden. So zumindest der Grundsatz. In einem Sachverhalt vor 

dem Finanzgericht Münster möchte der Fiskus jedoch die Tarifermä-

ßigung in Form der sogenannten Fünftel-Regelung nicht gewähren, 

wenn sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer im gegenseitigen Einverneh-

men getrennt haben.

Im Urteilssachverhalt ging es um einen städtischen Angestellten, des-

sen Arbeitsverhältnis aufgrund eines Auflösungsvertrages im gegen-

seitigen Einvernehmen beendet wurde. Im Auflösungsvertrag wurde 

eine entsprechende Abfindung geregelt, wofür der Kläger den ermä-

ßigten Steuersatz begehrte. 

Das Finanzamt wendete jedoch keine Tarifermäßigung an und begrün-

det dies wie folgt: Eine Entschädigung, die ermäßigt besteuert wer-

den könne, setze voraus, dass der Steuerpflichtige einen finanziellen 

Schaden erlitten habe und die Zahlung unmittelbar dazu bestimmt sei, 

diesen Schaden auszugleichen. Nicht entscheidend sei, ob das zur Ent-

schädigung führende Ereignis ohne oder gegen den Willen des Steuer-

pflichtigen eingetreten sei. Eine Entschädigung könne vielmehr auch 

dann vorliegen, wenn der Steuerpflichtige bei dem zum Einnahmeaus-

fall führenden Ereignis selbst mitgewirkt habe. In diesem Fall müsse 

der Steuerpflichtige bei Aufgabe seiner Rechte aber unter erheblichem 

wirtschaftlichem, rechtlichem oder tatsächlichem Druck gehandelt 

haben. Keinesfalls dürfe er das schadensstiftende Ereignis aus eigenem 

Antrieb herbeigeführt haben. Da im vorliegenden Fall jedoch der Auf-

hebungsvertrag unmittelbar auf Initiative des (ehemaligen) Arbeitneh-

mers geschlossen wurde, wollte der Fiskus den ermäßigten Steuersatz 

nicht gewähren.

Vollkommen anders sieht dies erfreulicherweise das Finanzgericht 

Münster in seiner Entscheidung vom 17.3.2017 unter dem Aktenzei-

chen 1 K 3037/14 E. Darin urteilen die erstinstanzlichen Richter, dass 

eine tarifermäßigt zu besteuernde Entschädigung auch gegeben ist, 

wenn der Arbeitnehmer zur Beendigung eines auch vom Arbeitgeber 

verursachten Konflikts auf diesen zugeht und den Abschluss eines Auf-

lösungsvertrages mit Abfindungsregelung fordert. 

Insoweit muss es für die Konfliktsituation ausreichen, dass überhaupt 

eine gegensätzliche Interessenslage zwischen Arbeitgeber und Arbeit-

nehmer bestand, beide Parteien zur Entstehung des Konfliktes beige-

tragen haben und die Parteien den Konflikt im Konsens lösen. Ob der 

Arbeitnehmer hingegen den Auflösungsvertrag mit Abfindungsrege-

lung eingefordert hat, ist nach Meinung der erstinstanzlichen Richter 

aus Münster vollkommen irrelevant.

Entscheidungserheblich ist vielmehr, dass die Abfindungszahlung 

zum Ausgleich eines Schadens durch Wegfall der bisherigen Bezüge 

aus dem Anstellungsvertrag gedacht war. Ebenso ist Voraussetzung 

für eine tarifermäßigte Besteuerung, dass es aufgrund der gezahlten 

Abfindung zu einer Zusammenballung von Einkünften kommt. Beide 

Voraussetzungen sind hier erfüllt, weshalb das erstinstanzliche Fi-

nanzgericht Münster in der oben angegebenen Entscheidung der fis-

kalischen Auffassung eine Absage erteilt und die Tarifermäßigung in 

entsprechenden Fällen gewährt.

Leider wollte sich der Fiskus jedoch mit dieser positiven Entscheidung 

noch nicht zufrieden geben und hat Revision beim Bundesfinanzhof in 

München eingelegt. Unter dem Az. IX R 16/17 müssen die obersten Fi-

nanzrichter der Bundesrepublik nun entscheiden, welche Anforderun-

gen im Ergebnis konkret an eine Konfliktlage zu stellen sind, die die An-

nahme einer tarifermäßigt zu steuernden Entschädigung rechtfertigt.

Da aus unserer Sicht auch bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 

im gegenseitigen Einvernehmen immer noch zwei zur Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses mittels Auflösungsvertrag und Abfindungsrege-

lung nötig sind, sollte es unerheblich sein, wer den Ablösungsvertrag 

mit Abfindungsregelung tatsächlich eingefordert hat.

Insoweit sollten Betroffene, denen eine entsprechende Tarifermäßi-

gung ebenfalls verweigert wurde, unter Verweis auf das anhängige Ver-

fahren beim Bundesfinanzhof Einspruch einlegen und so ihre Chancen 

wahren, doch noch in den Genuss der Tarifermäßigung zu gelangen.


